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Ohne Aussprache hat der Bundestag am Donnerstag, 24. September 2026, Vorlagen zur
weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen: Der Bundestag hat am Donnerstag, 15.
Oktober 2026, nach 20-minütiger Aussprache die Gesetzentwürfe der Bundesregierung
„zum Markthochlauf nachhaltiger Flugkraftstoffe“ (21/7871(Dokument, öffnet ein neues
Fenster), 21/8297(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) und „über die Neuregelung des
Rechts des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung“ (21/8234(Dokument, öffnet ein
neues Fenster)) angenommen. Am erstgenannten Gesetzentwurf hatte der
Verkehrsausschuss Änderungen vorgenommen, ihm stimmten CDU/CSU, SPD und Bündnis
90/Die Grünen ei Enthaltung der AfD und der Linken zu. Der zweitgenannte Gesetzentwurf
wurde mit den Stimmen von Union und SPD gegen das Votum von AfD und Linksfraktion
bei Enthaltung der Grünen unverändert angenommen.

Flugkraftstoffe: Die Bundesregierung will den Einsatz nachhaltiger Flugkraftstoffe fördern. Dazu
liegt dem Bundestag ein Gesetzentwurf „zum Markthochlauf nachhaltiger Flugkraftstoffe“
(21/7871(Dokument, öffnet ein neues Fenster), 21/8297(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vor,
der die EU-Verordnung 2023/2405 (Initiative „ReFuelEU Aviation“) umsetzt, die verbindliche Quoten
für nachhaltige Flugkraftstoffe (SAF) im Luftverkehr festlegt. Die Vorlage wurde an den
Verkehrsausschuss überwiesen. Das Luftfahrt-Bundesamtes (LBA) soll dem Gesetzentwurf zufolge
umfangreiche Kontroll- und Überwachungsaufgaben wahrnehmen und auch für die Sanktionierung
bei Verstößen gegen die Vorgaben zuständig sein. Für das LBA sollen daher in Paragraf 29c des
Luftverkehrsgesetzes Überwachungsbefugnisse geschaffen werden, heißt es im Entwurf. Darüber
hinaus sollen im Luftverkehrsgesetz die europarechtlich vorgeschriebenen Sanktionen für Verstöße
gegen die Verordnung (EU) 2023/2405 festgeschrieben werden. Dies sei zum einen Paragraf 29d des
Luftverkehrsgesetzes, der eine Abgabepflicht regelt, falls Luftfahrzeugbetreiber ihre
europarechtliche Betankungspflicht verletzen, und zum anderen Paragraf 58a des
Luftverkehrsgesetzes mit Bußgeldvorschriften zur Verordnung (EU) 2023/2405. Aufgrund des
europarechtlichen Erfordernisses, die Abgabenhöhe regelmäßig anzupassen, werde in Paragraf 32
des Luftverkehrsgesetzes die Ermächtigung zum Erlass und zur Änderung einer entsprechenden
Rechtsverordnung geschaffen, schreibt die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf.

Fluglärmschutz: Die Bundesregierung will das Luftverkehrsgesetz um Regelungen zum
Fluglärmschutz im zivilen Luftverkehr ergänzen. Dazu hat sie den „Entwurf eines Siebzehnten
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes“ (21/7403(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
vorgelegt, der an den Verkehrsausschuss überwiesen wurde. Die Einhaltung der geltenden
Betriebsbeschränkungsregelungen an deutschen Flugplätzen sei – auch im Hinblick auf die
Akzeptanz von Luftverkehr – von besonderer Bedeutung, heißt es in dem Entwurf. Mit ihm sollen die
Informations- und Beteiligungsregelungen für die örtlichen Fluglärmkommissionen bei Planung und
Umsetzung neuer oder geänderter Flugverfahren im Flugplatzumland ergänzt sowie Anreize für die
Nutzung lärmarmer Flugzeugtypen gesetzt werden. Dazu soll in der Entgeltordnung von



Verkehrsflughäfen eine Differenzierung der Entgelte nach Lärmschutzgesichtspunkten
vorgenommen werden, „die insbesondere Anreize für die Nutzung lärmärmerer Flugzeugmuster
setzt“. Daneben soll – wie bisher auch – eine Differenzierung nach Schadstoffemissionen erfolgen. In
Paragraf 32b des Luftverkehrsgesetzes soll nach dem unveränderten Absatz1, in dem es heißt: „Zur
Beratung der Genehmigungsbehörde sowie des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung und der
Flugsicherungsorganisation über Maßnahmen zum Schutz gegen Fluglärm und gegen
Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge wird für jeden Verkehrsflughafen, der dem
Fluglinienverkehr angeschlossen ist und für den ein Lärmschutzbereich nach dem Gesetz zum
Schutz gegen Fluglärm festzusetzen ist, eine Kommission gebildet. Ist die Anlage eines neuen
Flugplatzes geplant, wird die Kommission vor Einleitung des Genehmigungsverfahrens gebildet“, ein
Absatz 1a eingeführt werden. In diesem heißt es laut Entwurf: „Die Genehmigungsbehörde, das
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung sowie die Flugsicherungsorganisation sollen der Kommission
für die Beratung von Flugverfahren insbesondere Unterlagen zu den in Betracht gezogenen
Flugverfahren, zu deren voraussichtlichen Auswirkungen auf die Fluglärmsituation und zu den
wesentlichen Gründen für die Auswahl des bevorzugten Flugverfahrens übermitteln. Die
Kommission soll diese Unterlagen und ihre Empfehlungen veröffentlichen.“ Aus Sicht des
Bundesrates sollte die im Gesetzentwurf vorgesehene Verpflichtung der Genehmigungsbehörde, der
Fluglärmkommission entsprechende Unterlagen vorzulegen, gestrichen werden. Die
Genehmigungsbehörde sei an der Festlegung von Flugverfahren nicht beteiligt, heißt es in der dem
Gesetzentwurf anhängenden Stellungnahme der Länderkammer. Der Behörde lägen keine
Unterlagen zu den in Betracht gezogenen Flugverfahren, zu deren voraussichtlichen Auswirkungen
auf die Fluglärmsituation und zu den wesentlichen Gründen für die Auswahl des bevorzugten
Flugverfahrens vor. In der Gegenäußerung der Bundesregierung heißt es dazu, man nehme den
Vorschlag des Bundesrates zur Kenntnis und werde dessen Umsetzung in diesem
Rechtsetzungsverfahren prüfen.

Finanzkonten: Der internationale Informationsaustausch über Finanzkonten soll ausgeweitet
werden. Dazu hat die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zu der Zusatzvereinbarung vom
8. Juni 2023 zur Mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014 zwischen den zuständigen
Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten
(21/7194(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) eingebracht. Die Vorlage wurde zur federführenden
Beratung an den Finanzausschuss überwiesen. Die Zusatzvereinbarung erweitert den bestehenden
automatischen Austausch unter anderem auf Informationen über neue digitale Finanzprodukte,
Derivate, die sich auf Kryptowerte beziehen, und Beteiligungen an Investmentunternehmen, die in
Kryptowerte investieren. „Zur wirksamen Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Steuerhinterziehung und zur Förderung der Steuerehrlichkeit ist es erforderlich, die internationale
Zusammenarbeit zu intensivieren und den zwischenstaatlichen automatischen
Informationsaustausch als wirksames Instrument der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in
Steuerangelegenheiten auszubauen“, begründet die Bundesregierung ihr Vorgehen.

Kryptowerte I: Informationen über den Handel mit Kryptowerten sollen international regelmäßig
ausgetauscht werden. Dies sieht der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes
zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 8. Juni 2023 zwischen den zuständigen Behörden über den
automatischen Austausch von Informationen nach dem Melderahmen für Kryptowerte
(21/7195(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vor. Die Vorlage wurde zur Federführung an den
Finanzausschuss überwiesen. Die Mehrseitige Vereinbarung war im November 2024 von
Deutschland und 26 weiteren Länder unterzeichnet worden. „Zur wirksamen Bekämpfung der
grenzüberschreitenden Steuerhinterziehung und zur Förderung der Steuerehrlichkeit ist es
erforderlich, die internationale Zusammenarbeit zu intensivieren und den zwischenstaatlichen
automatischen Informationsaustausch als wirksames Instrument der zwischenstaatlichen
Zusammenarbeit in Steuerangelegenheiten auszubauen“, schreibt die Bundesregierung. In der



Vereinbarung haben sich die Staaten verpflichtet, steuerlich relevante Informationen über den
Handel mit Kryptowerten zu erheben und untereinander auszutauschen. Ausgetauscht werden laut
Gesetzentwurf unter anderem folgende Daten: Name, Anschrift, Ansässigkeitsstaaten,
Steueridentifikationsnummer sowie Geburtsdatum jedes Kryptowerte-Nutzers, Art jedes
Kryptowerts, Gesamtbruttobeträge von Transaktionen und Anzahlen von Einheiten und zu
meldenden Transaktionen.

Steuerhinterziehung: Zur wirksamen Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Steuerhinterziehung und zur Förderung der Steuerehrlichkeit will die Bundesrepublik Deutschland
die internationale Zusammenarbeit intensivieren und den zwischenstaatlichen automatischen
Informationsaustausch als wirksames Instrument der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in
Steuerangelegenheiten ausbauen. Diesem Ziel dient der von der Bundesregierung eingebrachte
Entwurf eines Gesetzes zu der „Mehrseitigen Vereinbarung vom 22. Juni 2021 zwischen den
zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über Einkünfte, die
mittels digitaler Plattformen erzielt wurden“ (21/7193(Dokument, öffnet ein neues Fenster)). Die
Vorlage wurde zur Federführung an den Finanzausschuss überwiesen. Mit der Mehrseitigen
Vereinbarung verpflichten sich die Vertragsparteien, bestimmte Informationen über mittels digitaler
Plattformen erzielte Einkünfte regelmäßig zu erheben und den anderen Vertragsstaaten automatisch
zu übermitteln. Solche Informationen werden bereits heute unter EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht.
Auf der Grundlage der Mehrseitigen Vereinbarung werde der Informationsaustausch auch in diesem
Bereich auf Drittstaaten erweitert, erläutert die Bundesregierung.

Elektrofahrzeuge: Die Bundesregierung plant eine Änderung des Elektromobilitätsgesetzes
(EmoG). Ziel ihres Gesetzentwurfs „zur Änderung der Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch
betriebener Fahrzeuge sowie damit zusammenhängender straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“
(21/7872(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) ist es, die Bevorrechtigung elektrisch betriebener
Fahrzeuge im Straßenverkehr zu verlängern, den Anwendungsbereich auf weitere Fahrzeugklassen
– insbesondere auf Busse und Nutzfahrzeuge – auszuweiten und den Handlungsspielraum der
Kommunen zu vergrößern. Der Gesetzentwurf wurde zur federführenden Beratung an den
Verkehrsausschuss überwiesen. Die Zielsetzung der Novelle decke sich mit der des ursprünglichen
Gesetzes, schreibt die Bundesregierung in ihrem Entwurf. Ziel des Elektromobilitätsgesetzes sei es,
Kommunen die Umsetzung von Maßnahmen zur Bevorrechtigung elektrisch betriebener Fahrzeuge
im Straßenverkehr zu ermöglichen. Durch die Anwendung der Bevorrechtigungen von E-Fahrzeugen
werde die Nutzung lokal emissionsfreier Antriebe gefördert. Geplant ist, die pauschale Befristung
bis 31. Dezember 2026 nach Paragraf 8 Absatz 2 EmoG aufzuheben. Sie solle sich nach dem neu
gefassten Paragraf 5 EmoG nur noch auf die Privilegien des Paragraf 3 Absatz 5 Nummer 2 bis 6
EmoG beziehen, die bis zum 31.Dezember 2035 verlängert werden. „Damit wird der Rechtsrahmen
verstetigt, wodurch Kontinuität und Planungssicherheit für Kommunen, aber auch private Akteure
gesichert wird“, heißt es in der Vorlage. Darüber hinaus beuge die Novelle einer Regelungslücke im
Bereich Kennzeichnung und Bevorrechtigungen vor und ermögliche es, „die identifizierten
Weiterentwicklungsbedarfe der Evaluierungen aus den Jahren 2018, 2021 und 2025 zu integrieren“.
Gerade mit Blick auf Busse und Nutzfahrzeuge bestehe ein großer Anpassungsbedarf, heißt es. Die
einheitliche Festlegung von Regelungen zu Themen wie Kennzeichnung und Bevorrechtigung
schaffe verlässliche Rahmenbedingungen, „die die Elektrifizierung dieser Fahrzeugklassen fördern
und den Markthochlauf beschleunigen“. Damit werde ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung der
ambitionierten Klimaziele geleistet, schreibt die Regierung. Des Weiteren sei auf die Verbesserung
der Praktikabilität für Kommunen abgezielt worden – beispielsweise beim Laden und Parken. Über
die Ergänzung der Bevorrechtigungen um das kostenfreie Anwohnerparken würden der
Handlungsspielraum für Kommunen erweitert und mögliche zusätzliche Anreize geschaffen.

Wirtschaftsprüfer: Die Bundesregierung legt einen Gesetzentwurf zur Modernisierung des



Berufsrechts der Wirtschaftsprüfer (21/16(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vor. Der Ausschuss
für Wirtschaft und Energie befasst sich damit federführend. Ziel sei es, in Fortentwicklung des
Berufsrechts der Wirtschaftsprüfer den Syndikus-Wirtschaftsprüfer als eine mit dem Beruf des
Wirtschaftsprüfers vereinbare Tätigkeit einzuführen. Zudem soll der Betrieb von Zweigstellen einer
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durch die Aufhebung des Erfordernisses, dass ein Wirtschaftsprüfer
eine Zweigstelle leiten muss, erleichtert werden.

Bundeswehr: Die AfD-Fraktion hat einen Antrag mit dem Titel „Berufliche Rehabilitation im
Rahmen des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes stärken – Nachhaltige zivile Perspektiven für
einsatzgeschädigte Angehörige der Bundeswehr sichern Drucksache“ (21/8128(Dokument, öffnet ein
neues Fenster)) vorgelegt. Der Antrag wird im Verteidigungsausschuss federführend behandelt.
Konkret fordert die Fraktion von der Bundesregierung unter anderem, die „medizinisch-dienstlich
orientierte Rehabilitation“ (MDORBw) der Bundeswehr rechtlich und konzeptionell so
weiterzuentwickeln, dass die berufliche Perspektive integraler und verbindlicher Bestandteil der
medizinischen Rehabilitation wird und medizinische sowie berufliche Rehabilitation als
gleichrangige Zielkomponenten eines einheitlichen Rehabilitationsprozesses („2-Säulen-Modell“)
ausgestaltet werden. Bestehende arbeitsmarktpolitische Instrumente nach dem Zweiten, Dritten und
Neunten Buch Sozialgesetzbuch sollen systematisch nutzbar gemacht und in den
Rehabilitationsprozess eingebunden werden. Die Aufgaben der „BerufsagenturBw“ sollen auf
Maßnahmen zur strukturierten Nachbetreuung nach erfolgter beruflicher Eingliederung
ausgeweitet werden, um die Stabilität von Beschäftigungsverhältnissen der Betroffenen zu fördern.

Klimaschutz: Ebenfalls an den Ausschuss für Arbeit und Soziales überwiesen wurde ein
angekündigter Antrag der AfD mit dem Titel „Kein Klimaschutz auf Grundlage des
Betriebsverfassungsgesetzes“ (21/8129(Dokument, öffnet ein neues Fenster)). In der Fachliteratur
habe sich die Auffassung gebildet, dass das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) Betriebsräten die
allgemeine Aufgabe erteilen würde, „im Rahmen des betrieblichen Umweltschutzes auch solche
Maßnahmen zu fördern, die einer vermeintlichen Bewahrung des Klimas dienen“. Dies führe zu
einem Zielkonflikt, weil der Verlust von Arbeitsplätzen durch eine Klima- und Energiepolitik
herbeigeführt werde, heißt es in dem Antrag. Die Abgeordneten fordern von der Bundesregierung
deshalb, einen Gesetzentwurf zur Änderung des BetrVG vorzulegen. In diesem soll klargestellt
werden, „dass Anforderungen zum Schutz des Klimas, sogenannte Klimaschutzmaßnahmen,
insbesondere die Verminderung oder Vermeidung von infrarotaktiven Gasen, nicht mit der im Gesetz
genannten Legaldefinition des Umweltschutzes gleichzusetzen sind und Klimaschutzmaßnahmen
nicht Regelungstatbestand des Betriebsverfassungsgesetzes sind“.

Medizinische Versorgung: Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bringt einen Antrag mit dem Titel
„Ambulantisierungspotenzial heben – Psychiatrische Versorgung flexibel und patientenorientiert
gestalten“ (21/7853(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) ein. Die Vorlage wurde an den
Gesundheitsausschuss zur Federführung überwiesen. Die Grünen-Fraktion fordert darin Reformen
in der psychiatrischen Versorgung mit einem Ausbau ambulanter Behandlungsmöglichkeiten. Die
Inanspruchnahme stationärer Behandlungen aufgrund psychischer Erkrankungen sei in den
vergangenen Jahren gestiegen. Parallel dazu habe sich die Zahl der psychiatrischen und
psychosomatischen Krankenhausbetten erhöht. Zu dieser Entwicklung trage unter anderem die
unzureichende ambulante Versorgung bei, heißt es in dem Antrag. Vielerorts fehlten ambulante
Anschlussangebote nach einem Krankenhausaufenthalt. Die Hilfen aus den psychiatrischen Kliniken
seien unflexibel, was das Risiko kostenintensiver Wiederaufnahmen erhöhe. Die daraus
resultierende Unter-, Über- und Fehlversorgung habe nicht nur gravierende Folgen für die
Betroffenen, sondern führe auch zu erheblichen volkswirtschaftlichen Folgekosten. Gerade für
Menschen mit schweren und chronischen psychischen Erkrankungen müssten Hilfen aus dem
psychiatrischen Krankenhaus flexibilisiert und eine wohnortnahe und regional geplante Versorgung



durch Kliniken und Praxen ermöglicht werden. Die Abgeordneten fordern, sektorenübergreifende
Versorgungsformen und den Vorrang ambulanter Behandlungsangebote konsequent zu fördern.
Psychiatrische Institutsambulanzen (PIAs) sollten flächendeckend ausgebaut werden. Das
Entlassmanagement und die Vermittlung in die ambulante Anschlussversorgung müsste
weiterentwickelt werden, um Versorgungsbrüche zwischen den Sektoren zu reduzieren. Ferner
müsse die vollständige Refinanzierung tariflicher Personalkosten in der Psychiatrie und
Psychosomatik wiederhergestellt werden, indem die Streichung dieser Regelung im GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz rückgängig gemacht werde.

Tourismus: „Natur erleben, Umwelt schützen – Naturverträglichen Tourismus als Gewinn für alle
stärken“ lautet der Titel eines Antrags, den die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(21/7901(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) eingebracht hat. Die Vorlage wurde an den
Ausschuss für Tourismus zur federführenden Beratung überwiesen. Die Fraktion will damit die
Voraussetzungen für Naherholung und naturverträglichen Tourismus verbessern. Die Abgeordneten
verlangen, Konzepte vorzulegen, mit denen die Wertschätzung für die Natur und das Reiseverhalten
und -bewusstsein „langfristig“ verändert werden. Einen wichtigen Beitrag leisteten dabei
Bildungsangebote der Natur- und Umweltpädagogik, etwa gezielte Aktionsprogramme an Schulen
und anderen Bildungseinrichtungen, die junge Menschen für den ökologischen Wert solcher Gebiete
sensibilisieren, heißt es in dem Antrag. Tourismus und Naherholung in der Natur könnten so
gemeinsam dazu beitragen, Nachhaltigkeit auf vielen Ebenen zu vermitteln und erfolgreich
umzusetzen. Nach Ansicht der Antragsteller „lässt die Bundesregierung die Entwicklungschancen
eines naturverträglichen und nachhaltigen Tourismus bisher vollständig ungenutzt“. Deshalb sei es
notwendig, Maßnahmen zu ergreifen, um den naturverträglichen und nachhaltigen Tourismus in
Deutschland zu stärken, allen Menschen Zugang zur Natur zu ermöglichen und zugleich ihren
Schutz nachhaltig zu fördern.

Schienenpersonenfernverkehr: Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat den Entwurf für ein
Schienenpersonenfernverkehrsangebotsgesetz (21/7626(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
vorgelegt, der den Gewährleistungsauftrag des Bundes nach Artikel 87e Absatz 4 des Grundgesetzes
konkretisieren und ein Mindestangebot im Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) sichern soll. Der
Gesetzentwurf wurde an den Verkehrsausschuss zur federführenden Beratung überwiesen. Unter
Berücksichtigung verkehrlicher, sozialer, umweltpolitischer und landesplanerischer Faktoren müsse
ein ausreichendes Mobilitätsangebot im SPFV sichergestellt werden, heißt es in dem Entwurf.
Zuständig für die Sicherung eines solchen Mobilitätsangebotes soll nach den Vorstellungen der
Grünen ein bundesweiter Aufgabenträger in der Rechtsform einer bundeseigenen GmbH sein. Diese
solle für ihre hoheitlichen Aufgaben beliehen werden und der Rechtsaufsicht des Bundes
unterliegen. „Der Aufgabenträger stellt im Benehmen mit den Ländern einen Fernverkehrsplan auf,
der sich an den Etappen des Deutschlandtakts orientiert und Verbindungen, Laufwege, Takte und
Qualitätsvorgaben festlegt. Die Leistungen sind vorrangig eigenwirtschaftlich zu erbringen“, heißt
es in dem Gesetzentwurf. Für Abschnitte ohne wirtschaftlich tragbaren Betrieb soll das
Trassenentgelt abgesenkt werden. Verbleibende Verbindungen sollen „nach Markterkundung“ als
gemeinwirtschaftliche Leistungen gemäß Verordnung (EG) Nr. 1370 / 2007 vergeben werden.
Ergänzend will der Entwurf zwei bestehende Gesetze anpassen. Artikel 2 verankere im
Eisenbahnregulierungsgesetz eine Definition des Deutschlandtakts und seiner Etappen und
verzahne so das Angebot mit dem schrittweisen Infrastrukturausbau, schreiben die Grünen. Artikel
3 bestimme im Allgemeinen Eisenbahngesetz den bundesweiten Aufgabenträger als zuständige
Behörde für Vergaben nach der Verordnung (EG) Nr. 1370 / 2007 im Fernverkehr. Solche Vergaben
seien bislang nur für den Nahverkehr geregelt gewesen. Artikel 4 regle das Inkrafttreten, „wobei die
Vorschriften zum Fernverkehrsplan zwölf Monate nach Verkündung wirksam werden“.

Entschädigungsfonds: Die Fraktion Die Linke setzt sich in einem Antrag (21/7038(Dokument,



öffnet ein neues Fenster)) für die Errichtung eines Entschädigungsfonds für Menschen ein, die als
Kinder und Jugendliche in Schulen Leid und Unrecht aufgrund ihrer Hörschädigung erfahren haben.
Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz übernimmt die federführende Beratung. Einen
entsprechenden Gesetzentwurf soll die Bundesregierung in Abstimmung mit Ländern und Kirchen
vorlegen und darüber hinaus prüfen, welche bundesgesetzlichen Regelungen geschaffen werden
können, um Leistungen für gehörlose Menschen niedrigschwelliger zu ermöglichen. Des Weiteren
fordern die Abgeordneten eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Situation von Kindern und
Jugendlichen mit Hörschädigungen an deutschen Schulen. Zum Internationalen Tag der
Gebärdensprache am 23. September 2027 soll die Bundesregierung einen Zwischenbericht über den
Stand der Umsetzung der geforderten Maßnahmen vorlegen. Die Linksfraktion verweist auf den
Beschluss des 2. Internationalen Kongresses der Taubstummenlehrer im Jahr 1880, wonach im
Unterricht von Gehörlosen künftig nur noch Lautsprache verwendet werden sollte. Dieses Verbot sei
„mit allen Mitteln, mit Strafen, Drohungen und Beschämungen durchgesetzt“ und den Menschen
damit der Zugang zur Muttersprache systematisch erschwert worden. „Diese Praxis setzte sich in
der Bundesrepublik Deutschland ebenso fort wie in der Deutschen Demokratischen Republik und
betraf staatliche Schulen genauso wie solche in kirchlicher Trägerschaft“, betonen die
Abgeordneten. Eine Abkehr und damit einhergehend die Anerkennung der Deutschen
Gebärdensprache als vollwertige und eigenständige Sprache habe sich nur langsam, schrittweise
und oft erst auf Druck der sich ab den 1970er-Jahren formierenden Behindertenrechtsbewegung
vollzogen. Folgen der deutschen Methode seien oftmals deutlich schlechtere Berufschancen und
spürbar niedrigere Rentenansprüche gewesen, schreibt die Linksfraktion.

Nichtbinäre Menschen: „Versorgung von transgeschlechtlichen und nichtbinären Menschen
sicherstellen“ ist ein Antrag der Fraktion Die Linke (21/7061(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
betitelt, der federführend im Gesundheitsausschuss weiterberaten wird. Der Zugang dieser
Personen zu körpermodifizierenden Behandlungen sei eine Grundvoraussetzung zur Verwirklichung
der Grundrechte auf freie Entfaltung der Persönlichkeit und Gesundheit, heißt es in dem Antrag.
Während geschlechtsangleichende Behandlungen bislang oft von den Krankenkassen bezahlt
worden seien, gebe es für nichtbinäre Menschen weiterhin meist keine Möglichkeit, den
Leidensdruck aufgrund ihrer Geschlechtsinkongruenz durch körpermodifizierende Behandlungen
auf Kassenkosten lindern zu können. Die Rechtsunsicherheit treffe auf Versorgungsdefizite und
regionale Unterschiede in der Versorgungsstruktur. Die Abgeordneten fordern, den Anspruch von
transgeschlechtlichen und nichtbinären Versicherten auf körpermodifizierende Behandlungen in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung aufzunehmen. Zudem solle klargestellt
werden, dass der Anspruch auf Kostenübernahme unabhängig davon besteht, ob eine
Geschlechtsangleichung angestrebt wird. Auf die Verbände der Krankenkassen solle eingewirkt
werden mit dem Ziel, dass bei solchen Behandlungen von Regressforderungen an Ärzte abgesehen
wird. Vor allem dürften laufende Behandlungen nicht unterbrochen werden.

Kryptowerte II: Der Antrag der Linksfraktion mit dem Titel „Kryptowerte streng regulieren und
gerecht besteuern“ (21/5824(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) wird federführend im
Finanzausschuss beraten. Von der Bundesregierung fordert sie einen Gesetzentwurf, der unter
anderem „den Melderahmen für Kryptowerte (CARF) zeitnah und vollumfänglich in nationales Recht
überführt und einen automatisierten Datenaustausch zwischen Krypto-Handelsplattformen und den
Finanzbehörden ermöglicht“.

Landwirtschaftliche Betriebe I: „Liquidität landwirtschaftlicher Betriebe sichern –
Direktzahlungen für das Jahr 2026 bereits im Oktober auszahlen“ (21/8130(Dokument, öffnet ein
neues Fenster)) lautet der Titel eines Antrags der AfD-Fraktion, der zur federführenden Beratung an
den Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat überwiesen wurde. Hierfür soll eine
Zusammenarbeit mit den Ländern angestrebt werden.



Energiewirtschaftsgesetz: Die AfD-Fraktion strebt eine Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
an und hat dazu einen Gesetzentwurf (21/5135(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) eingebracht.
Das Gesetz wurde zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie zur
federführenden Beratung überwiesen und dahingehend geändert werden, dass die bestehende
Definition der Energie-Kundenanlage präzisiert wird. Klargestellt werden soll, dass Kundenanlagen
nur solche Energieanlagen sind, die nach ihrer Ausgestaltung oder Funktion nicht die Merkmale
eines Elektrizitätsverteilernetzes im Sinne des EU-Rechts erfüllen. Dadurch werde verhindert, dass
Anlagen mit Netzcharakter der energiewirtschaftsrechtlichen Regulierung entzogen würden,
argumentiert die AfD-Fraktion. Nach der derzeitigen nationalen Rechtslage besteht nach Angaben
der AfD-Fraktion insbesondere bei der Anwendung des Begriffs der Kundenanlage die Gefahr, dass
Versorgungssysteme allein aufgrund ihrer räumlichen Begrenzung, ihrer Eigentumsstruktur oder
ihres internen Nutzungszuschnitts pauschal vom Netzbegriff ausgenommen werden, ohne dass eine
unionsrechtlich gebotene funktionale Prüfung erfolge. Dies führe zu erheblicher Rechtsunsicherheit
für Betreiber, Regulierungsbehörden und Gerichte. Gleichzeitig existierten in der Praxis zahlreiche
Energieversorgungssysteme, die zwar Elektrizität an Dritte abgeben, jedoch nach ihrer
tatsächlichen Ausgestaltung und Nutzung nicht die Funktion eines Elektrizitätsverteilernetzes im
Sinne des Unionsrechts erfüllen würden. Hierzu zählten insbesondere Anlagen auf räumlich
abgegrenzten Arealen mit eindeutig bestimmbarem Nutzerkreis, wie etwa Campingplätze,
Ferienanlagen, Marinas, Freizeit- oder vergleichbare Einrichtungen. Diese Systeme dienten nicht
der Versorgung eines unbestimmten Personenkreises und seien funktional nicht in den
Elektrizitätsmarkt eingebunden. Eine Anwendung der für Elektrizitätsverteilernetze vorgesehenen
regulatorischen Pflichten wäre für diese Anlagen unverhältnismäßig und unionsrechtlich nicht
geboten, heißt es in dem Gesetzentwurf.

Unternehmensbeteiligungen: Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur Transparenz bei
Beteiligungen an Unternehmen durch Mitglieder der Bundesregierung (21/8106(Dokument, öffnet
ein neues Fenster)) vorgelegt. Der Entwurf wurde zur weiteren Befassung an den Innenausschuss
überweisen. Danach sollen Mitglieder der Bundesregierung durch eine Anpassung des
Bundesministergesetzes verpflichtet werden, „Beteiligungen an Kapital- oder
Personengesellschaften, wenn der Anteil mehr als 1 vom Hundert oder 50.000 Euro am Stamm- oder
Grundkapital beträgt, anzuzeigen“. Daneben soll dem Entwurf zufolge auch die Höhe der daraus
resultierenden Einkünfte anzugeben sein. Die Anzeigepflicht soll sich nach dem Willen der Fraktion
auch auf Ehe- beziehungsweise Lebenspartner und minderjährige Kinder erstrecken. Die Fraktion
schreibt, dass in Deutschland weder verfassungsrechtliche noch einfachgesetzliche Bestimmungen
bestünden, die Bundesminister oder Parlamentarische Staatssekretäre zur Offenlegung ihrer
Unternehmensbeteiligungen verpflichten. „Lediglich für Bundesminister, die zugleich Abgeordnete
des Deutschen Bundestages sind, greifen die im Abgeordnetengesetz vorgesehenen
Offenlegungspflichten“, heißt es in der Vorlage weiter. Danach unterliegen Bundesminister, die
nicht gleichzeitig dem Bundestag angehören, keiner derartigen gesetzlichen Verpflichtung. Dies
könne zu erheblichen Problemen führen, „die mit starken Interessenkonflikten einhergehen, da
Minister – weitaus offensichtlicher als Bundestagsabgeordnete – die Möglichkeit besitzen, gezielt
politischen Einfluss auszuüben, wovon ihre potenziellen Unternehmensbeteiligungen unmittelbar
profitieren könnten“.

Parteiengesetz: Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über die
politischen Parteien (Parteiengesetz) – Herstellung von Transparenz hinsichtlich der Aufnahme von
Krediten durch Parteien (21/8107(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt. Der
Innenausschuss übernimmt die Federführung. Die AfD-Fraktion will detaillierte Regelungen
einführen, um Kredite an politische Parteien ausweisen zu können. Die AfD schlägt vor, einen neuen
Paragrafen 25a „Kreditaufnahme“ in das Parteiengesetz aufzunehmen. Bei Einnahmen aus Krediten
sollen die Parteien verpflichtet werden, die Herkunft dieser Mittel zu veröffentlichen. Alle Kredite



sollen im Rechenschaftsbericht mit Angaben zu Kreditbetrag, Zinssatz, Tilgungsbedingungen sowie
Datum und Laufzeit des Kredits ausgewiesen werden. Übersteigt der Kredit im Einzelfall oder
kumuliert 10.000 Euro im Kalenderjahr, sollen auch Name und Anschrift des Gläubigers genannt
werden. Die Kreditaufnahme sei dem Bundestagspräsidenten innerhalb von zwei Wochen zu melden
und von diesem unter Nennung der Partei zu veröffentlichen. Unzulässig sein sollen laut
Gesetzentwurf Kredite in Erwartung oder als Gegenleistung für wirtschaftliche oder politische
Vorteile, aber auch solche, deren Konditionen erheblich von üblichen Marktbedingungen abweichen.
Damit will die Fraktion sicherstellen, dass Kredite nicht als verdeckte Zuwendungen genutzt werden
können, während gleichzeitig marktübliche Finanzierungsformen zulässig bleiben. Wird der Kredit
nicht der Bundestagspräsidentin gemeldet, solle als Sanktion das Dreifache des Kreditbetrags fällig
werden, bei fehlerhafter Veröffentlichung im Rechenschaftsbericht das Doppelte. Die Fraktion weist
darauf hin, dass Parteien die Aufnahme von Krediten umfänglich nutzen, um ihre Finanzierung
sicherzustellen. Dabei gebe es bislang keine Regelungen zur Offenlegung der Herkunft der Kredite.

Forst: Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch (Gesetz zur Einschränkung der Versicherungspflicht bei privat genutzten
Forstflächen, 21/8105(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt. Der Entwurf wird im
Ausschuss für Arbeit und Soziales federführend behandelt. Die Versicherungspflicht bei privat
genutzten Forstflächen soll nach dem Willen der AfD-Fraktion eingeschränkt werden. Derzeit
würden auch Eigentümer von Waldflächen von der Versicherungspflicht erfasst, selbst wenn
keinerlei gewerbliche Nutzung vorliege. Rein privat motivierter Waldbesitz falle somit unter den
weit gefassten Unternehmerbegriff und unterliege der Pflichtversicherung. „Diese Rechtslage wird
von vielen Betroffenen kritisch gesehen. Insbesondere bei Waldeigentümern, die ihre Flächen
ausschließlich privat nutzen, bestehen erhebliche Zweifel an der Angemessenheit einer derart
umfassenden Versicherungspflicht“, schreiben die Abgeordneten. Sie fordern deshalb, den
Ausnahmetatbestand im SGB VII, der festlegt, welche Grundstücksarten nicht unter den Begriff der
landwirtschaftlichen Unternehmen fallen, zu erweitern und auf Grundstücke auszudehnen, die
ausschließlich zu privaten Zwecken und ohne Gewinnerzielungsabsicht genutzt werden.

Strafgesetzbuch: Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Strafgesetzbuches
zur Neufassung des § 45 StGB (21/8104(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt. Der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz nimmt sich der Vorlage an. Die AfD-Fraktion will die
Regelungen zum Verlust von Wahlrechten nach strafrechtlichen Verurteilungen neu fassen. Mit dem
Gesetzentwurf schlägt sie vor, die Möglichkeit einer richterlichen Aberkennung des aktiven und
passiven Wahlrechts abzuschaffen. Bestehen bleiben soll dagegen der automatische Verlust der
Wählbarkeit und der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, wenn jemand wegen eines
Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt wird. Die Fraktion
begründet die Änderung damit, dass die Aberkennung des Wahlrechts nicht von einer richterlichen
Ermessensentscheidung abhängen solle.

Transparenzregister: Ebenfalls im Rechtsausschuss federführend beraten wird ein von der AfD
angekündigter Antrag mit dem Titel „Keine politische Einflussnahme auf die obersten
Bundesgerichte – Einführung eines Transparenzregisters“ (21/8131(Dokument, öffnet ein neues
Fenster)). Darin fordert die Fraktion ein öffentlich zugängliches Register über Kontakte zwischen
politischen Entscheidungsträgern und Richtern der obersten Bundesgerichte. Das öffentlich
einsehbare Register soll demnach „telefonische, schriftliche und persönliche Kontakte von
Mitgliedern der Bundesregierung, Staatssekretären und Mitarbeitern dieser sowie den
Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu den Richtern der obersten Gerichte und den
Mitarbeitern dieser, die nicht rein privater Natur sind“, dokumentieren. Festgehalten werden sollen
unter anderem Datum, Teilnehmer und Thema des Kontakts und von wem dieser ausging. Das
Register soll täglich aktualisiert und auf der Internetseite des Bundesjustizministeriums



veröffentlicht werden. Konsultationen zwischen dem Bundesverfassungsgericht und anderen
Verfassungsorganen des Bundes sollen ausgeschlossen sein.

Regierungsbauten: Ein Neubaumoratorium für Regierungsbauten verlangt ein Antrag der AfD-
Fraktion (21/8132(Dokument, öffnet ein neues Fenster)). Demnach sollen dadurch der
Bundeshaushalt entlastet und der Flächenbedarf kritisch überprüft werden. Die Vorlage wurde zur
federführenden Beratung an den Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und
Kommunen überwiesen. Sämtliche noch nicht begonnenen Neubauprojekte des Bundes sollen
demnach nicht mehr weiterverfolgt werden. Auch der Personal- und Flächenaufwuchs im
Bundeskanzleramt und in den Bundesministerien soll kritisch überprüft werden. Die Regierung soll
dem Bundestag ein Konzept vorlegen, mit dem ein Stellenabbau an die Stelle des bisherigen
Stellenaufwuchses treten soll. Außerdem fordert die AfD-Fraktion, dass keine weiteren
haushaltswirksamen Verpflichtungen, Planungsfreigaben oder Mittelbindungen für noch nicht
begonnene Neubauprojekte des Bundes eingegangen werden, sofern diese nicht zwingend
sicherheitsrelevant oder unabweisbar notwendig seien. Bei allen laufenden und künftigen Projekten
sollen die Ausgaben für „Kunst am Bau“ sowie sonstige nicht funktional erforderliche Zusatzkosten
auf das rechtlich zwingend gebotene Mindestmaß zu begrenzt werden. Zur Begründung heißt es,
der Bund stehe angesichts der angespannten Haushaltslage, steigender Baukosten und wachsender
Zins- und Sozialausgaben in der Pflicht, „geplante Hochbaumaßnahmen besonders kritisch auf ihre
Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und Priorität zu überprüfen“.

Landwirtschaftliche Betriebe II : Die AfD-Fraktion hat einen Antrag mit dem Titel „Deutsche
Landwirtschaft nach den Ernteausfällen unterstützen – Krisenbeihilfen nutzen“ (21/8133(Dokument,
öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt, der zur federführenden Beratung an den
Landwirtschaftsausschuss überwiesen wird. Es soll die Möglichkeiten des von der Europäischen
Kommission geschaffenen, befristeten Beihilferahmens für die wirtschaftlichen Folgen der Nahost-
Krise „umfassend“ genutzt werden. Die Bundesregierung solle ein nationales Hilfsprogramm
anmelden, um insbesondere gestiegene Kosten für Mineraldünger, Energie und Kraftstoffe
abzufedern.

Agrardrohnen: Die AfD-Fraktion hat einen Antrag mit dem Titel „Landwirtschaftliche Innovation
fördern – Den Einsatz
von Agrardrohnen entbürokratisieren“ (21/8134(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt. Er
wird im Landwirtschaftsausschuss federführend beraten. Die AfD-Fraktion fordert weniger
bürokratische Hürden beim Einsatz von Agrardrohnen für Pflanzenschutzmittel. In dem Antrag
verlangen die Abgeordneten von der Bundesregierung, das Pflanzenschutzgesetz zu ändern und eine
eigene „klar definierte, risikoadaptierte Unterkategorie 'Agrardrohne'“ zu schaffen. Für Betriebe,
die ausschließlich für die Luftanwendung zugelassene Pflanzenschutzmittel und geprüfte
Spritzeinrichtungen verwenden, soll nach den Vorstellungen der Fraktion eine „einmalige,
dauerhafte und widerrufliche Betriebs- und Mittelverwendungserlaubnis“ ermöglicht werden.
Zudem fordert sie Erleichterungen im Luftverkehrsrecht. Flankierend soll die Bundesregierung ein
befristetes, „mittelstandsfreundliches“ Förderprogramm für Forschung, Entwicklung und
europäische Produktion von Agrardrohnen-Technik auflegen. Die Fraktion begründet ihre
Forderungen unter anderem mit dem hohen Verwaltungsaufwand der derzeitigen
Genehmigungsverfahren und den Einsatzmöglichkeiten von Drohnen insbesondere im
Steillagenweinbau.

Hochwasserrückhaltebecken: Die AfD-Fraktion bringt einen Antrag mit dem Titel
„Hochwasserrückhaltebecken im Ahrtal aus dem Aufbauhilfefonds finanzieren – Wiederaufbau und
Bevölkerungsschutz zusammenführen“ (21/8137(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) ein. Der
Haushaltsausschuss übernimmt die Federführung. Der Bau von Hochwasserrückhaltebecken und
sonstigen technischen Hochwasserschutzanlagen im Ahrtal soll als förderfähige Maßnahme aus dem



Sondervermögen „Aufbauhilfe 2021“ anerkannt werden, verlangt die Fraktion. Die Bundesregierung
wird aufgefordert, dazu eine entsprechende Rechtsverordnung vorzulegen. Der von der
Bundesregierung verfolgte Ansatz, Rückhaltebecken nicht aus dem Aufbauhilfefonds zu finanzieren,
verkehre den Zweck des Sondervermögens in sein Gegenteil, kritisieren die Abgeordneten. Wenn 30
Milliarden Euro für den Wiederaufbau bereitgestellt würden, dann müsse auch der Schutz dieser
Investitionen integraler Bestandteil des Wiederaufbaus sein. „Es ist nicht logisch, Milliarden für den
Wiederaufbau von Gebäuden, Straßen, Brücken und Infrastruktur bereitzustellen, jedoch die
Finanzierung derjenigen Schutzbauwerke zu verweigern, ohne die alle wiederaufgebauten Werte bei
der nächsten Flut erneut zerstört werden könnten“, schreibt die AfD-Fraktion.

Plastikabkommen: Ein Jahr nach dem Scheitern der Verhandlungen über ein weltweites
Plastikabkommen der Vereinten Nationen drängt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die
Bundesregierung zu einem neuen Anlauf. In einem Antrag (21/7902(Dokument, öffnet ein neues
Fenster)) fordert sie diese auf, ihre internationale Vorreiterrolle und ihr Engagement für ein
ambitioniertes und rechtlich verbindliches globales Plastikabkommen durch verstärkte
diplomatische Initiativen zurückzuerlangen. Die Vorlage wird im Umweltausschuss federführend
beraten. Gemeinsam mit einer „regional ausgewogenen Gruppe ambitionierter Staaten“ solle die
Bundesregierung demnach eine gemeinsame politische Position sowie verbindliche
Mindestanforderungen und rote Linien für die weiteren Verhandlungen entwickeln und diese auf
hochrangiger politischer Ebene geschlossen vertreten. Dazu gehörten insbesondere Maßnahmen zur
Reduzierung des Plastikabfalls sowie zum Aufbau einer „Behandlungsinfrastruktur“.
Bundesumweltminister Carsten Schneider (SPD) müsse bei den kommenden Verhandlungsrunden
persönlich vor Ort mitverhandeln und sich dabei vor allem für eine Verlängerung der Nutzung von
Plastikprodukten sowie für globale Verbote und „Phase-outs“ besonders schädlicher Plastikprodukte
und Chemikalien einsetzen. Außerdem brauche es verbindliche Vorgaben zum Produktdesign, eine
hochwertige stoffliche Nutzung von Plastikabfällen und somit eine Verringerung der
Primärproduktion von Plastik aus fossilen Quellen, heißt es weiter in dem Antrag. Weitere
Forderungen beziehen sich unter anderem auf Finanzierungs- und Entscheidungsmechanismen, die
einen Mehrheitsbeschluss auch dann ermöglichen, wenn einzelne Produzentenstaaten die spätere
Ausgestaltung eines Abkommens blockieren, sowie auf Finanzierungszusagen für Maßnahmen zur
Bekämpfung der Plastikverschmutzung in struktur- und einkommensschwachen Ländern. Für den
Fall eines Scheiterns der UN-Verhandlungen sollen mit einer „Koalition williger Staaten“ alternative
Schritte für ein internationales Abkommen eingeleitet werden. Am 15. August 2025 sind die
Verhandlungen für ein globales Plastikabkommen in Genf am Widerstand der ölproduzierenden
Staaten gescheitert. Umwelt-Staatssekretär Jochen Flasbarth habe daraufhin versprochen,
„weiterhin alles dafür tun“ zu wollen, damit ein Abschluss des Abkommens erreicht werde, so die
Abgeordneten. 86 Prozent der Menschen in Deutschland befürworteten Umfragen zufolge ein
rechtsverbindliches internationales Abkommen gegen Plastikverschmutzung.

Geschlechtsangleichende Leistungen: Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert einen
eigenständigen gesetzlichen Anspruch auf geschlechtsangleichende medizinische Maßnahmen. Die
Bundesregierung soll dazu einen Gesetzentwurf vorlegen und den Anspruch im Fünften Buch
Sozialgesetzbuch verankern, heißt es in einem Antrag unter dem Titel „Selbstbestimmung und
Versorgungssicherheit bei Geschlechtsinkongruenz gewährleisten“ (21/7350(Dokument, öffnet ein
neues Fenster)), der an den Ausschuss für Gesundheit überwiesen wurde. Zur Begründung verweist
die Fraktion auf eine durch ein Urteil des Bundessozialgerichts vom 19. Oktober 2023 entstandene
„Versorgungsunsicherheit“. Besonders betroffen seien Menschen in laufender Hormontherapie,
Personen, die eine Behandlung beginnen wollten, sowie nicht-binäre Menschen. Voraussetzung soll
laut Antrag sein, dass das eigene Geschlechtsempfinden im Widerspruch zu dem bei der Geburt
zugeordneten Geschlecht steht und die Behandlung zur Minderung des Leidensdrucks erforderlich
ist. Der Gemeinsame Bundesausschuss soll nach Willen der Fraktion innerhalb von sechs Monaten



nach Inkrafttreten des Gesetzes Art und Umfang der Maßnahmen sowie die Anforderungen an
Qualifikation und Qualitätssicherung festlegen. Mit einer Übergangsregelung sollen zudem laut
Antrag laufende Behandlungen bis zum Erlass der Richtlinie fortgesetzt und bereits genehmigte
Leistungen weiterhin bezahlt werden. Rückwirkende Regressforderungen gegen Leistungserbringer
sollen ausgeschlossen werden.

Vermögensungleichheit: Die Grünen bringen einen Antrag mit dem Titel „Massive
Vermögensungleichheit besser messen und bekämpfen – Multilaterale Initiativen gegen
ökonomische Ungleichheit unterstützen“ (21/8138(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) ein. Die
Vorlage wird im Finanzausschuss federführend beraten. Die Bundesregierung soll
Vermögensungleichheit besser messen und bekämpfen, verlangen die Grünen. Gefordert wird, dass
die Regierung multilaterale Initiativen gegen ökonomische Ungleichheit unterstützt. Dazu soll sie an
der Gründung eines internationalen Gremiums gegen Ungleichheit (International Panel on
Inequality) aktiv mitwirken und das Gremium auch mitfinanzieren. Ziel müsse es sein, die
Datenqualität über Vermögen (insbesondere die höchsten Vermögen ab einem Wert von 100
Millionen Euro) international und auch innerhalb Deutschlands durch regelmäßige Erhebungen
deutlich zu verbessern und hierbei auch „gezielt Haushaltsdaten der Top-Vermögen unter Wahrung
der Anonymität zu erheben und auszuwerten“. Dabei sollten auch geschlechtsspezifische
Ungleichheiten in den Vordergrund gerückt werden. Weiter heißt es in dem Antrag, die zunehmende
Vermögensungleichheit in Deutschland und anderen Ländern werde länderübergreifend als
zentrales Problem für die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung angesehen.
Insbesondere die Reichsten würden zu einer Flut von Kapital beitragen und somit Renditendruck
und Spekulation begünstigen.

(eis/24.09.2026)

Damit wurden zum einen eine neue Befugnis für das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF)
und zum anderen mehr Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten für das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) mit
Blick auf den Einsatz nachhaltiger Flugkraftstoffe beschlossen. Zu beiden Gesetzentwürfen hatte
der Verkehrsausschuss Beschlussempfehlungen (21/8627(Dokument, öffnet ein neues Fenster),
21/8604(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vorgelegt.

Die Bundesregierung will den Einsatz nachhaltiger Flugkraftstoffe fördern. Mit dem Gesetzentwurf
„zum Markthochlauf nachhaltiger Flugkraftstoffe“ (21/7871(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
wird die EU-Verordnung 2023 / 2405 (Initiative „ReFuelEU Aviation“) in deutsches Recht umgesetzt,
die verbindliche Quoten für nachhaltige Flugkraftstoffe (SAF) im Luftverkehr festlegt. Das Luftfahrt-
Bundesamtes (LBA) soll umfangreiche Kontroll- und Überwachungsaufgaben wahrnehmen und auch
für die Sanktionierung bei Verstößen gegen die Vorgaben zuständig sein.

Für das LBA werden in Paragraf 29c des Luftverkehrsgesetzes Überwachungsbefugnisse geschaffen.
Darüber hinaus werden im Luftverkehrsgesetz die europarechtlich vorgeschriebenen Sanktionen für
Verstöße gegen die Verordnung (EU) 2023 / 2405 festgeschrieben. Dies sei zum einen Paragraf 29d
des Luftverkehrsgesetzes, der eine Abgabepflicht regelt, falls Luftfahrzeugbetreiber ihre
europarechtliche Betankungspflicht verletzen, und zum anderen Paragraf 58a des
Luftverkehrsgesetzes mit Bußgeldvorschriften zur Verordnung (EU) 2023 / 2405.

Aufgrund des europarechtlichen Erfordernisses, die Abgabenhöhe regelmäßig anzupassen, wird in
Paragraf 32 des Luftverkehrsgesetzes die Ermächtigung zum Erlass und zur Änderung einer
entsprechenden Rechtsverordnung geschaffen.

Durch den Gesetzentwurf „über die Neuregelung des Rechts des Bundesaufsichtsamtes für
Flugsicherung“ (21/8234(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) wird mit dem neuen Paragrafen 3



Absatz 1 ein weiteres Aufsichtsmittel für das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung eingeführt, das
sogenannte Warnungsgeld. „Damit wird eine Vorgabe des europäischen Rechts umgesetzt, wonach
die Mitgliedstaaten für den Fall von Verstößen gegen bestimmte Verordnungen Sanktionen
festzulegen haben“, schreibt die Bundesregierung.

Das Warnungsgeld sei von einem Bußgeld im Rahmen von Ordnungswidrigkeiten zu unterscheiden,
wird ausgeführt. Es setze kein Verschulden voraus. Das Warnungsgeld als Teil der Aufsicht stehe
neben den Ordnungswidrigkeitsverfahren. „Ein Warnungsgeld kann das Bundesaufsichtsamt für
Flugsicherung in seiner Funktion als Behörde, die die Aufsicht über die europarechtskonforme
Ausübung der Flugsicherungsdienste und der Flugverkehrsmanagementdienste führt, immer dann
verhängen, wenn seine Anordnungen nicht, nicht korrekt oder nicht rechtzeitig befolgt werden“,
heißt es in dem Gesetzentwurf. (hau/15.10.2026)

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-flugkraftstoffe-1223604

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-flugkraftstoffe-1223604

